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Aktenzeichen:

55. 1 -ReuA/g 59421 I 2023-449

bei Antwort bitte angeben

Auskunft erteilt:

Frau Reuther'Schott

m eike. reuther-schott@ bra. nrw.de

Ielefon : 02931 I 82-37 0B

Fax. 02931182-48138

Dienstgebäude:

Königstraße 22

59821 Arnsberg

poststelle@bra. nrw.de

wt¡¿w.bra. nnrv.de

Servicezeiten:

Mo-Do 08:30 - 12:00 Uhr
'1 3:30 - 16:00 Uhr

Fr 08:30 - 14:00 Uhr

Umsaizsteuer lD

D8123878675

Genehmigung Nr. BFA 01124 Hauptsitz / Lieferadresse:

Seibertzstr. 1, 59821 Arnsberg

Telefon: 02931 82-0

Hiermit erteile ich der Firma

ProTechnik GmbH
Shamrockring 1

44623 Herne

vertreten durch den Geschäftsführer Herrn Markus Ungebauer,

semäß g 25 StrlSchG die Genehmisuns, unter seiner Aufsicht stehende ::Ï::lliï:lsse 
NRW

Personen in fremden Anlagen oder Einrichtungen als beruflich strahlen- IBAN:

exponierte Personen zu beschäftigen oder in fremden Anlagen oder Ein- 3å:ï:iJ:ä001 
683515

richtungen selbst Aufgaben wahrzunehmen,

Die Genehmigung ist nicht übertragbar. Sie gilt für folgende Tätigkeiten:

Abbau der Reaktordruckbehälter-Einbauten und des Deckels sow¡e

sonst¡ge Demontage-, Wartungs- und Dienstleistungsarbeiten im

KKW Emsland und anderen kerntechnischen Anlagen. I nformationen zur Verarbeitung

lhrer Daten finden Sie auf der fol-

genden lnternetse¡te:

https ://wrvw. bra. n n¡v.de/the-

men/d/datenschutz/

1 Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strahlen-
schutzgesetz - StrlSchG) in der zurzeit gultigen Fassung

2 Verordnung zum Schutz vor der schåidlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strah-
lenschutzverordnung - StrlSchV) in der zurzeit gültigen Fassung
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Diese Genehmi$ung ist auf fünf Jahre befristet; sie gilt vom 17 .01.2024

bis zum 16.01 ,2029.

Die Antragsunterlagen vom 29.11.2023 und 1 6.01.2024 sind Bestandteil

dieser Genehmigung.

B
Stra h le nsc h utzbea uftra gte

Der Stra h lensch utzvera ntwortliche Herr Ma rkus U n gebauer verfü gt

selbst über die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz.

Eine Bestellung von Strahlenschutzbeauftragten ist daher nicht zwin-

gend erforderlich.

c
Auflagen

Die Genehmigung wird mit folgenden Auflagen verbunden

1. Vor Beginn einer Beschäftigung von Bezugspersonen3 ist zwi-

schen dem lnhaber dieser Genehmigung und dem Strahlen'
sch utzverantwortl ichen .de r fremden An la ge oder Einrichtu n g, in
der Bezugspersonen beschäftigt werden sollen, eine schriftliche

Vereinbarung über die organisatorischen und administrativen

Maßnahmen zur Gewährleistung des Strahlenschutzes der Be-

zugspersonen abzuschließen. Diese Vereinbarung ist mir auf An-

forderung vorzulegen.

Die Vereinbarung muss insbesondere die Verpflichtung des

Stra h lensch utzverantwortl ichen der betreffenden An lage od er
Ein richtung enthalten :

1.1 den lnhaber dieser Genehmigung über die Bestimmungen
der für die fremde Anlage oder Einrichtung geltenden Ge-
nehmigungsauflagen, Strahlenschutzanweisungen und An-

ordnungen, die von den Bezugspersonen zu beachten sind,

zu unterrichten,

3 lm Folgenden werden Personen, die im Rahmen dieser Genehmigung in einer frem-
den Anlage oder Einrichtung beschäftigt werden bzw. beschäftigt werden sollen ,,Be-
zugspersonen" genannt.

Seite 2 von 10



Bezirksregierung
Arnsberg

1.2 die Bezugspersonen in der fremden Anlage oder Einrichtung

nur tätig werden zu lassen, wenn

- durch einen seiner Strahlenschutzbeauftragten oder

durch eine von ihm bestimmte geeignete Person die er-

forderliche Untenrueisung, insbesondere über die Strah-

lenschutzanweisung dieser Anlage oder Einrichtung, er-

folgt ist und in diesem Zusammenhang die Beschäftigun-
gen behandelt worden sind, vor deren Aufnahme eine be-

sondere Arbeitserlau bn is oder U ntenrueisu n g einzu holen

ist,

- diese Untenrueisung in verständlicher Form und in der

Sprache, in der die Bezugsperson ausreichende Kennt-

nisse hat, durchgeführt worden ist,

- jeder Strahlenschutzbeauftragte der fremden Anlage oder

Einrichtung, der für einen Arbeitsbereich zuständig ist, in

dem Bezugspersonen beschäftigt werden sollen, über die

Personen sowie Art und Beginn der vorgesehenen Be-

schäftigung unterrichtet worden ist,

- die erforderliche Schutzkleidung und Schutzausrüstung
gestellt worden ist,

- die nach den Auflagen C.5,1 und C.5.2 erforderlichen Do-

simeter vorhanden sind und deren Benutzung erläutert
worden ist,

vor Aufnahme der Beschäftigung im Kontrollbereich der
Strahlenschutzbeauftragte der fremden Anlage oder Ein-

richtung die potenzielle Dosis durch lnkorporation abge-
schätzt und eine Zuordnung der Überwachung gemäß

Tabelle 2 der Richtlinie für die physikalische Strahlen-
schutzkontrolle zur Ermittlung der Körperdosen - Teil 2: 

.

Ermittlung der Körperdosis bei innerer Strahlenexposition
(l n korporationsü be rwach u n g) d u rchgefü h rt hat,

den lnhaber dieser Genehmigung über besondere Vor-
kommnisse und Maßnahmen, die Bezugspersonen betref-
fen, unverzüglich zu unterrichten, insbesondere über:

Verstöße gegen die Strahlenschutzanweisungen oder die
Ano rd n u n gen des Strah lensch utzvera ntwo rtliche n ode r
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Strahlenschutzbeauftragten in der fremden Anlage oder

Einrichtung,

- Überschreitungen der Dosisgrenzwerte gemäß S 78 Ab-

satzl und2StrlSchG,

- Kontaminationen, die nicht sofort und mit einfachen De-

kontaminationsmaßnahmen beseitigt werden können,

- Durchführung von lnkorporationsmessungen aus beson-

derem Anlass und deren Ergebnisse,

- sicherheitstechnisch bedeutsame Ereignisse und deren

Auswirkungen, bei denen Bezugspersonen Betroffene o-

der Verursacher sind,

1.4 den Inhaber dieser Genehmigung über im Zusammenhang

mit der Beschäftigung in der Anlage oder Einrichtung festge-

stellte Dosiswerte (äußere und innere Strahlenexposition)

sowie über die Ergebnisse der erforderlichen Ermittlungen
(S 65 Absatz 3 StrlSchV) von Körperdosen bei Bezugsper-

sonen unverzüglich schriftlich zu unterrichten, sofern diese

nicht bei der Beendigung der Beschäftigung in der fremden

Anlage oder Einrichtung in den Strahlenpass eingetragen
werden konnten,

1.5 bewegliche Gegenstände, die vom lnhaber dieser Genehmi-
gungen oder von seinen Bezugspersonen in die fremde An-
lage oder Einrichtung eingebracht worden sind, im Fall der

Kontamination bis zu einer Entscheidung über deren weite-

ren Verbleib in der Anlage oder Einrichtung zu verwahren,

2. Der lnhaber dieser Genehmigung hat eine Strahlenschutzanwei-
sung gemäß $ 45 StrlSchV zu erlassen und mir diese vor der ers-

ten Beschäftigung in einer fremden Anlage oder Einrichtung vor-

zulegen. Anderungen der Strahlenschutzanweisung sind mir un-

verzüglich mitzuteilen.

3, Der lnhaber dieser Genehmigung hat sicherzustellen, dass die

Bezugspersonen gemäß S 63 StrlSchV untenruiesen werden. Da-

bei sind insbesondere die für ihre Beschäftigung in verschiede-
nen fremden Anlagen oder Einrichtungen

- wesentlichen allgemeinen Kenntnisse im Strahlenschutz
und
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- maßgeblichen organisatorisch-technischen Einsatzabläufe

und Schutzmaßnahmen

zu vermitteln. Auf die Notwendigkeit einer ergänzenden anlagen-

oder einrichtungsspezifischen Unterweisung durch den Strahlen-

schutzbeauftragten der betreffenden Anlage oder Einrichtung
(siehe Auflage C.1.2) ist hinzuweisen.

Die Unterweisung ist in verständlicher Form und in einer Sprache,

in der die Bezugspersonen ausreichende Kenntnisse haben,

durchzuführen,

4. Der lnhaber dieser Genehmigung hat den Strahlenschutzverant-

wortlichen der betreffenden Anlage oder Einrichtung unverzüglich

zu unterrichten sowie die entsprechenden Eintragungen in den

Strahlenpass vorzunehmen, wenn er bei Bezugspersonen Über-

sch reitu ngen der Dosis- oder Aktivitätszufu h rg renzwe rte feststel lt.

5. Der lnhaber dieser Genehmigung hat

5.1 die Personendosis an jeder Bezugsperson gemäß S 66 Ab-

satz 1 Satz 1 StrlSchV mit einem Dosimeter messen zu las-

sen, das bei einer behördlich bestimmten Messstelle anzu-

fordern ist; dies gilt auch, wenn die Bezugspersonen auf-

grund dieser Genehmigung in anderen Bundesländern der

B u ndesrepu blik Deutsch la nd besch äftigt we rden,

5.2 dafür zu sorgen, dass die Bezugspersonen auch die vom

Betreiber der fremden Anlage oder Einrichtung ausgegebe-

nen Personendosimeter tragen (2. B. ein jederzeit ablesba-

res Dosimeter) und die vorzusehenden Kontaminations- und

I nkorporationsü benruachu ngen befolgen,

5.3 an Bezugspersonen, die mit oflenen radioaktiven Stoffen

umgehen, entsprechend der,,Richtlinie für die physikalische

Strahlenschutzkontrolle zur Ermittlung der Körperdosen -

Teil 2: Ermittlung der Körperdosis bei innerer Strahlenexpo-

sition (Inkorporationsüberwachung)" die Inkorporationsmes-

sungen von dem Landesinstitut für Arbeitsschutz und Ar-

beitsgestaltung des Landes Nordrhein-Westfalen, Gurlitt-

straße 55, 40223 Düsseldorf, durchführen zu lassen, sofern

Messungen durch eine bestimmte Messstelle nicht bereits

Seite 5 von '10



Bezirksreg ieru ng
Arnsberg

vom Betreiber der Anlage oder Einrichtung veranlasst wor-

den sind.

6. Der lnhaber dieser Genehmigung hat neben den Strahlenpässen

eine Strahlenschutzdatei zu führen, lhr müssen alle zur Führung

der Strahlenpässe notwendigen Angaben sowie lnhalte und Zeit-
punkte der Untenrueisungen gemäß Auflage C,3 entnommen wer-

den können.

Die bei einer Beschäftigung in fremden Anlagen oder Einrichtun-
gen außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches der Strahlen-

sch utzverord n u ng erhaltenen berufl ichen Strah le nexpositionen

sind gemäß S 166 Absatz 2 StrlSchG ebenfalls in den Strahlen-
pass und die Strahlenschutzdatei einzutragen, Zur Ermittlung der

Körperdosis kann das Dosimeter der unter Auflage C.5.1 genann-

ten Messstelle venruendet werden,

7 . Bis zum 01.04.2024 sind mir die unter Aufsicht des lnhabers die-

ser Genehmigung stehenden Bezugspersonen mitzuteilen. Die

Mitteilung soll

- Name, Vorname

- Geburtsdatum, Geburtsort

- Staatsangehörigkeit

- Länderkennzeichnung, fortlaufende Nummer des Strahlen-
passes bzw. Kennzeichnung eines ausländischen Strah-

len nachweisheftes, Stra h len passreg istern u mme r

enthalten,

Unter Bezug auf diese Angaben sind am Ende jedes Kalender-
jahres innerhalb eines Monats der Aufsichtsbehörde die Bezugs-
personen unter Angabe der Zu- und Abgänge mitzuteilen,

Für die Mitteilungen können geeignete Auszüge aus den Auf-
zeichnungen des lnhabers dieser Genehmigung verwandt wer-
den.

8. Die Anderung des Firmensitzes ist mir mitzuteilen. Die Anderung
des unter 4,1 genannten Firmensitzes bedad eines Nachtrages
zur Genehmigung.
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D

Hinweise

1. Zuständige Aufsichtsbehörde ist

a) für den Sitz des lnhabers dieser Genehmigung die

Bezirksreg ieru n g Arnsberg,
Seibertzstraße 1, 59821 Arnsberg

und

b) die am Ort der Beschäftigung in einer fremden Anlage

oder Einrichtung zuständige Aufsichtsbehörde.

2. Die gemäß $ 68 Abs. 1 StrlSchV erforderlichen Strahlenpässe

sind bei mir registrieren zu lassen. Zu diesem Zweck sind Strah-

lenpässe nach dem Muster der AW Strahlenpassa zu veruen-
den.

3. Auf die Benachrichtigung der Bezirksregierung Arnsberg, ent-

sprechend der Nummer 2.3, Nummer 3,4 Satz 2 und Nummer 5

Satz 2 der Erläuterungen im Strahlenpass wird hingewiesen,

4. Ein Wechsel in der Person desjenigen, derAufgaben im Sinne

von $ 69 StrlSchG wahrnimmt, ist der unter Hinweis D.1 .a) ge-

na n nten Aufsichtsbehörde u nverzü gl ich m itzutei len.

Der Wechsel des Genehmigungsinhabers erfordert eine neue

Genehmigung.

5. Anderungen an der Bestellung von Strahlenschutzbeauftragten
nach Punkt B und deren Ausscheiden sind mir unverzi.jglich

schriftlich mitzuteilen (S 70 Absatz 4 StrlSchG).

6. Beschäftigungen, die einen eigenverantwortlichen Umgang mit
radioaktiven Stoffen oder den Betrieb von Anlagen zur Erzeugung
ionisierender Strahlen beinhalten, sind von dieser Genehmigung
nicht erfasst.

a Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Strahlenpass nach $ 174 der Strahlenschutz-
verordnung (AW Strahlenpass) vom 16. Juni 2020 (BAnz AT 23.06.2020 86)
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7. Auf die Möglichkeit der Erteilung nachträglicher Auflagen sowie

der Rücknahme und des Widerrufs der Genehmigung wird hinge-

wiesen (S 179 StrlSchG i, V. m. $ 17 Atomgesetz).

E

Kostenentscheid un g u nd Festsetzu n g der Verwaltu ngs gebü h r

Die Kosten der Genehmigung tragen gemäß $ 13 Abs. 1 GebG NRWs

Sie als Antragsteller,

Die Gebühren und Auslagen werden aufgrund $ 2 Abs, 2 GebG NRW in

Verbindung mit $ 1 AVenruGebO NRW6, Tarifstellen 11.1.4,1,5 und

11.1.4.1 .5.1, wie folgt festgesetzt:

400,00 EUR

in Worten: vierhundert Euro

Aufgrund der Online-Antragstellung konnte die Venrualtungsgebühr um

20 Prozent gemindert werden.

Zahlen Sie bitte den Gesamtbetrag entsprechend den im Zahlungshin-

weis zur Kostenentscheidung genannten Vorgaben,

Rechts be helfs beleh ru ng

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach

Bekan ntg abe beim Verwa ltu ngsgericht Gelse n kirchen, Bah n hofsvorplatz

3, 4587 I Gelsenkirchen (Postanschrift: 45801 Gelsenkirchen, Postfach

10 01 55), schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin / des

Urkundsbeamten der Geschäftsstelle Klage erhoben werden'

Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Doku-

ments an die elektronische Poststelle des Gerichts (vg-

gelsen kirchen @egvp. de-mail. de) erhoben werden, Das elektronische

Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der ver-

antwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Per-

son signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß $ 55a Ab-

satz 4 VwGO eingereicht werden, Es muss für die Bearbeitung durch

5 Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) in der zurzeit gültigen

Fassung (SGV. NRW 201 1)
6 Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung Nordrhein-Westfalen (AVerwGebO NRW) in der

zurzeit gültigen Fassung (SGV. NRW 2011)
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das Gericht geeignet sein. Die technischen Rahmenbedingungen für die

Übermittlung und die Eignun g zut Bearbeitung durch das Gericht be-

stimmen sich nach näherer Maßgabe der E lektron isch er-Rechtsverkeh r-

Verordnung vom 24. November 2017 (BGBI. I S. 3803) in der jeweils

geltenden Fassung,

Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt,

eine Behörde oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts ein-

schließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebilde-

ten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach $ 55d Satz 1 VwGO als

elektronisches Dokument übermittelt werden.

Dies gilt nach $ 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach der VwGO ver-

tretu ngsberechtigte Personen, denen ei n sicherer Ü berm ittl u n gsweg

nach $ 55a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur Verfügung steht.

lst eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen

Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt auch bei diesem Perso-

nenkreis nach $ 55d Satz 1 und 2 VwGO die Klageerhebung mittels

Schriftform oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle

zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinrei-

chung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung

ist ein elektronisches Dokument nachzureichen,

Hinweis:
Weitere lnformationen erhalten Sie auf der lnternetseite www.iustiz,de

Falls die Frist durch das Verschulden einer von lhnen bevollmächtigten

Person versäumt werden sollte, würde deren Verschulden lhnen zuge-

rechnet werden.

Zusätzlicher Hinweis:

Die Klage gegen die fesfgesetzte Verwaltungsgebühr hat keine aufschiebende

Wirkung ($ 80 Ábs. 2 Satz 1 Nr. 1 Verwaltungsgerichtsordnung). Der ausge-

wiesene Betrag ist also trotz einer Klage termingerecht zu übenueisen. Auf An-

trag kann die Bezirksregierung Arnsberg, Seibertzstraße 1, 59821 Arnsberg

(Postanschrift: Bezirksregierung Arnsberg, 59817 Arnsberg), iedoch die Voll-

ziehung aussetzen. Bei - auch teilweiser - Abtehnung dieses Antrages sowie

in den Fällen des $ 80 Abs. 6 Satz 2 Verwaltungsgerichtsordnung kann die An-

ordnung der aufschiebenden Wirkung beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen,

Bah n hofsvorpl atz 3, 45879 G el se nkirchen (Postan sch rift : 4580 1 G el se nkir-

chen, Postfach 10 01 55), beantragtwerden,
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Bei beiden Anträgen handelt es sichT'edoch nur um einen vorläufigen Rechfs-

schutz bis zu einler Entscheidung in der Hauptsache.

lm Auftrag

r-Sch
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